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Befristeter Arbeitsvertrag

Zwischen  ____________________

-nachfolgend „Arbeitgeber“ genannt -
und

Herrn/Frau ___________________________                             -nachfolgend „Mitarbeiter“ genannt –

§ 1 Befristung

(1) Herr/Frau wird vom _________  bis ________________ als _________________ eingestellt.


Das Arbeitsverhältnis endet nach Ablauf der Frist, ohne dass es einer Kündigung bedarf.

(2)  Arbeitsort ist ________________

(3)  Die ersten 6 Monate gelten als Probezeit.

(4)  Das Arbeitsverhältnis wird befristet (zutreffendes bitte ankreuzen)

(  )  a) Nach § 14 Abs. 2 TzBfG ohne Sachgrund.

(  )  b) Nach § 14 Abs. 2 TzBfG wegen Vollendung des 58. Lebensjahres.

(  )  c) Weil der betrieblich Bedarf an der Arbeitsleistung nur vorübergehend besteht, § Abs. 1 Satz 2 

          Ziff. 1 TzBfG.

(  )  d) Die Befristung im Anschluss an eine Ausbildung oder ein Studium erfolgt, um den Übergang 

          des Mitarbeiters in eine Anschlussbeschäftigung zu erleichtern, § 14 Abs. 1 Satz 2 Ziff. 2 TzBfG.

(  )  e) Der Mitarbeiter zur Vertretung eines anderen Mitarbeiters beschäftigt wird, § 14 Abs. 1 Satz 2 

          Ziff. 3 TzBfG.

(  )  f) Die Eigenart der Arbeitsleistung die Befristung rechtfertigt, § 14 Abs. 1 Satz 2 Ziff. 4 TzBfG.

(  )  g) Die Befristung zur Erprobung erfolgt, § 14 Abs. 1 Satz 2 Ziff. 5 TzBfG.

(  )  h) In der Person des Mitarbeiters liegende Gründe, die Befristung rechtfertigen, § 14 Abs. 1 Satz 

          2 TzBfG.

(  )  i) Der Mitarbeiter aus Haushaltsmitteln vergütet wird, die haushaltsrechtlich für eine befristete Beschäfti-

         gung bestimmt sind, und er entsprechend beschäftigt wird, § 14 Abs. 1 Satz 2 Ziff. 7 TzBfG.

(  )  j) Die Befristung auf einem gerichtlichen Vergleich beruht, § 14 Abs. 1 Satz 2 TzBfG.

(  )  k) Aus folgendem sonstigen Grund ____________________________________________________

(5)  Bei Zweckbefristung, d.h. bei einer Befristung, deren Ende nicht durch einen Zeitpunkt, sondern das Er- reichen eines Zweckes festgelegt ist (z.B. Krankheitsvertretung), endet das Arbeitsverhältnis 
gem. § 15   Abs. 2 TzBfG spätestens zwei Wochen nach Zugang der schriftlichen Unterrichtung des Mitarbeiters durch den Arbeitgeber über den Zeitpunkt der Zweckerreichung. Der Arbeitgeber verpflichtet sich, den Mitarbeiter so frühzeitig wie möglich über den Endtermin des Arbeitsverhältnisses zu informieren.

(6)  Der Arbeitgeber behält sich vor, dem Mitarbeiter innerhalb des Unternehmens eine andere, seiner Vorbildung und seinen Fähigkeiten entsprechende gleichwertige Tätigkeit zu übertragen. Der Vorbehalt erstreckt sich auch auf eine Beschäftigung in einem anderen Betrieb, an einem anderen Ort oder bei einer Tochtergesellschaft des Arbeitgebers. 

Soweit nicht dringende betriebliche Gründe entgegenstehen, wird der Arbeitgeber hierbei eine Ankündigungsfrist beachten, die der vertraglichen Kündigungsfrist des Mitarbeiters entspricht. Die Interessen des Mitarbeiters sind im Rahmen billigen Ermessens angemessen zu berücksichtigen. Eine Anpassung der Vergütung ist nur bei der Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit vorzunehmen.

§ 2 Allgemeine Vertragspflichten

(1) Der Mitarbeiter verpflichtet sich, die ihm übertragenen Arbeiten sorgfältig und im Einklang mit den geltenden gesetzlichen Bestimmungen auszuführen, Maschinen und Werkzeuge in Ordnung zu halten und die Arbeitsanweisungen der vorgesetzten Mitarbeiter zu befolgen. Er erklärt sich bereit, über betriebliche Vorgänge, insbesondere in der Produktion, Verschwiegenheit zu wahren.

(2) Der Mitarbeiter wird darauf hingewiesen, dass es strengstens verboten ist, während der Arbeitszeit alkoholische Getränke zu sich zu nehmen sowie im Betrieb Gegenstände für den eigenen Bedarf oder den Bedarf Dritter herzustellen. Verstöße gegen diese Regelungen führen zur fristlosen Kündigung des Arbeitsverhältnisses.

(3) Es ist unzulässig, von Personen, die mit dem Arbeitgeber in geschäftlichen Beziehungen stehen, Geschenke, Darlehen oder sonstige Zuwendungen entgegenzunehmen oder bei diesen für eigenen oder fremden Bedarf ohne ausdrückliche Genehmigung des Arbeitgebers einzukaufen.

§ 3 Verpflichtung zur Einhaltung von Arbeitsschutz- und Hygienevorschriften

(1) Der Mitarbeiter ist verpflichtet, die aufgrund seiner Aufgabenstellung maßgeblichen Arbeitsschutzvorschriften und betriebliche Richtlinien nach Weisung des Arbeitgebers zur Kenntnis zu nehmen und die darin enthaltenen Verpflichtungen zu erfüllen. Dies gilt insbesondere für die, für den Betrieb geltenden Hygienevorschriften.
§ 4 Arbeitsvergütung

(1) Der Mitarbeiter erhält seine Arbeitsvergütung in einer monatlichen Zahlung. Sie wird mit dem 10.des auf die Arbeitsleistung folgenden Monats fällig.

(2) (Zutreffendes ankreuzen)

(  )  Der Mitarbeiter erhält ein Monatsgehalt i.H.v._________________________ EUR.

(  )  Der derzeitige Stundenlohn des Mitarbeiters beträgt ___________________ EUR.

(3) Die Zahlung von etwaigen Sondervergütungen (Gratifikationen, Prämien etc.) erfolgt in jedem Einzelfall freiwillig und auch bei wiederholter Gewährung ohne Begründung eines Rechtsanspruchs für die Zukunft (Freiwilligkeitsvorbehalt, Ausschluss betrieblicher Übung).

(4) Der Mitarbeiter darf seine Vergütungsansprüche weder verpfänden noch abtreten. Er hat die durch die Verpfändung oder Abtretung erwachsenden Kosten zu tragen. Die zu ersetzenden Kosten sind pauschaliert und betragen je zu berechnender Pfändung, Verpfändung oder Abtretung monatlich 5,00 EUR. Der Anspruch gilt als jeweils vor der Lohnforderung des Mitarbeiters entstanden. Der Arbeitgeber ist berechtigt, bei Nachweis von höheren tatsächlichen Kosten diese in Ansatz zu bringen. Der Mitarbeiter ist berechtigt, bei Nachweis niedrigerer Kosten diese in Ansatz zu bringen. 

(5) Wiederholte Pfändungen berechtigen den Arbeitgeber zur ordentlichen Kündigung des Arbeitsverhältnisses.

(6) Der Mitarbeiter verpflichtet sich, Gehaltsüberzahlung ohne Rücksicht auf eine noch vorhandene Bereicherung zurückzuzahlen.

§ 5 Arbeitszeit

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt

_______ Stunden wöchentlich

oder:

_______ Stunden monatlich 

ohne die Berücksichtigung der Pausen.

(2) Zum Ausgleich der Abweichungen zwischen der arbeitsvertraglichen Arbeitszeit und der tatsächlich geleisteten Arbeitszeit wird für den Mitarbeiter ein Arbeitszeitkonto eingerichtet. Auf das Arbeitszeitkonto werden Plus- und Minusstunden übertragen. Plusstunden sind die Arbeitsstunden, um die die arbeitsvertragliche Arbeitszeit überschritten wurde. Minusstunden sind die Arbeitsstunden, um die die arbeitsvertragliche Arbeitszeit unterschritten wurde. Der jeweilige Saldo wird dem Mitarbeiter mit der Entgeltabrechnung mitgeteilt.

Der Ausgleichszeitraum für Mehrarbeits - oder Minderarbeitsstunden ist ein Kalenderjahr, bei unterjährigen Befristungen der vereinbarte befristete Arbeitszeitraum.

Am Ende des Ausgleichszeitraumes (Ende des Kalenderjahres oder Ende der Beschäftigung) werden die geleisteten Mehrarbeitsstunden vergütet, Minderarbeitsstunden verfallen zu Gunsten des Mitarbeiters, sofern diese nicht auf Veranlassung des Arbeitnehmers entstanden (z.B. unentschuldigtes Fehlen am Arbeitsplatz, Freistunden ohne Guthaben usw.)

Die monatliche Höchstgrenze für in das Arbeitszeitkonto einfließende Mehrarbeitsstunden beträgt 50 Prozent der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit als Zeitguthaben.
Die Höchstgrenze der Guthabenstunden liegt bei 180 Stunden, für Minusstunden bei 80 Stunden. Grundsätzlich soll der Ausgleich von Mehrarbeitsstunden durch die Gewährung von Freizeit erfolgen. Freizeit wird grundsätzlich nur in ganzen Tagen gewährt. Die Bewertung erfolgt auf Basis der arbeitsvertraglichen Mindestarbeitszeit.
Eine Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer über die finanzielle Abgeltung von Guthabenstunden ist zulässig. 

(3) Die Arbeitszeit verteilt sich grundsätzlich auf die Wochentage Montag bis Samstag. Ihre Lage richtet sich nach der betrieblichen Einteilung. Der Arbeitgeber behält sich vor, Verteilung und Lage der Arbeitszeit nach billigem Ermessen näher zu bestimmen und auch nachträglich abweichend zu regeln. 

(4) Der Mitarbeiter leistet auf Anforderungen Mehr- und Überarbeit, soweit dies gesetzlich zulässig ist und er nicht aufgrund besonderer Umstände hieran gehindert ist.


(5) Der Mitarbeiter verpflichtet sich, bei entsprechendem betrieblichem Bedarf in gesetzlich zulässigem Umfang auch Nacht-, Schicht-, Samstags-, Sonn- und Feiertagsarbeit sowie Arbeitsbereitschaft und Rufbereitschaft zu leisten.


(6) Der Arbeitgeber ist berechtigt, Kurzarbeit einseitig einzuführen, soweit dies aus betrieblichen Gründen erforderlich ist. Für die Dauer der Kurzarbeit mindert sich die Vergütung im Verhältnis der ausgefallenen Arbeitszeit.
§ 6 Urlaub

(1) Der Urlaub und Urlaubsgewährungsansprüche des Mitarbeiters richten sich grundsätzlich nach dem Bundesurlaubsgesetz in seiner jeweils gültigen Fassung (20 Arbeitstage). Der Zeitpunkt des jeweiligen Urlaubsantritts ist mit den betrieblichen Belangen und den Urlaubswünschen anderer Mitarbeiter abzustimmen. Während des Urlaubs darf der Mitarbeiter keine dem Urlaubszweck widersprechende Erwerbstätigkeit leisten. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen.


(2) Abweichend von den Regelungen des Absatz § 6 Abs. 1 erhält der Mitarbeiter einen Jahresurlaub
von ____ Arbeitstagen. 

(3) Der Mitarbeiter erklärt sich damit einverstanden, dass bei seinem Ausscheiden der bis dahin eventuell zu viel gewährte Urlaub oder das bis dahin zu viel gezahlte Urlaubsgeld als Lohnvorschuss behandelt wird. Dieser Vorschuss wird von dem Arbeitgeber bei der Endabrechnung verrechnet bzw. einbehalten. Soweit eine Überzahlung erfolgt ist, behält sich die Arbeitgeber eine Rückforderung vor. Der Anspruch des Arbeitgebers auf Rückforderung entfällt auch nicht dadurch, dass der Arbeitgeber selbst die Kündigung ausgesprochen hat.

(4) Können Urlaubsansprüche aus Gründen langfristiger Erkrankungen nicht in natura im Urlaubsjahr gewährt werden, beschränkt sich der Urlaubsabgeltungsanspruch gem. § 6 Abs. 1 auf den gesetzlichen Mindesturlaub, auch wenn durch tarifvertragliche oder individualrechtliche Vereinbarungen erweiterte Urlaubsregelungen gelten.

§ 7 Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall

(1) Der Mitarbeiter erklärt, dass er arbeitsfähig ist, an keiner ansteckenden Krankheit leidet und keine sons-tigen Umstände vorliegen, die ihm die vertraglich zu leistende Arbeit jetzt oder in naher Zukunft wesentlich erschweren oder unmöglich machen. Der Mitarbeiter erklärt weiter, dass er zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses den Bestimmungen des Schwerbehindertengesetzes nicht unterliegt. Sofern etwa die Voraussetzungen dafür später eintreten, wird er den Arbeitgeber hiervon binnen eines Monats in Kenntnis setzen. 

(2) Ist der Mitarbeiter infolge auf Krankheit beruhender Arbeitsunfähigkeit an der Arbeitsleistung verhindert, so erhält er Gehaltsfortzahlung für die Dauer von 6 Wochen nach Maßgabe des Entgeltfortzahlungsgesetzes. Der Mitarbeiter hat für jeden Tag (auch 1. und 2. Tag) der Erkrankung dem Arbeitgeber eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung  vorzulegen. Diese Bescheinigung ist spätestens am 3. Tag der Erkrankung dem Arbeitgeber vorzulegen. Hiervon unabhängig ist spätestens kurz vor Arbeitsbeginn den Arbeitgeber telefonisch, mündlich oder schriftlich über die voraussichtliche Arbeitsunfähigkeit, den Grund und die Dauer zu benachrichtigen. 

(3) Bei begründeten Zweifeln des Arbeitgebers an der Arbeitsunfähigkeit oder auf Veranlassung des Werkarztes hat sich der Mitarbeiter einer vertrauensärztlichen oder fachärztlichen Untersuchung zu unterziehen. Etwaige Kosten der Untersuchung trägt der Arbeitgeber.

§ 8 Eingebrachte Sachen

Der Betrieb übernimmt für Privateigentum in allen betrieblichen Bereichen keinerlei Haftung.

§ 9 Nebentätigkeit - Zustimmungserfordernis
(1) Der Mitarbeiter verpflichtet sich, während der Dauer des Arbeitsverhältnisses seine ganze Arbeitskraft dem Arbeitgeber zur Verfügung zu stellen und jede Nebentätigkeit zu unterlassen, die seine Arbeitsleistung oder die Interessen des Arbeitgebers in sonstiger Weise beeinträchtigen kann. 


(2) Während der Dauer des Arbeitsverhältnisses ist jede Nebentätigkeit vor ihrer Aufnahme dem Arbeitgeber gegenüber hinsichtlich Art, Ort, Dauer und zeitlichem Umfang schriftlich anzuzeigen. Sie bedarf grundsätzlich der Zustimmung durch den Arbeitgeber. Die Zustimmung kann von dem Arbeitgeber versagt werden, wenn der Mitarbeiter bei der beabsichtigten Nebentätigkeit gegen erhebliche Interessen des Arbeitgebers oder gegen Schutzgesetze verstoßen würde oder wenn durch sie die Arbeitskraft des Mitarbeiters beeinträchtigt werden wird. 


(3) Wird die Zustimmung erteilt, so ist sie jederzeit widerruflich, sofern Gründe vorliegen, die einer Fortsetzung der Nebentätigkeit entgegenstehen. 


(4) Das vorstehende Zustimmungserfordernis gilt nicht für die Aufnahme ehrenamtlicher Tätigkeiten im karitativen, gesellschaftlichen, konfessionellen und politischen Bereich, die erhebliche Interessen des Arbeitgebers nicht beeinträchtigen. 

(5) Der Mitarbeiter ist verpflichtet, die Vorbereitung eines eigenen Unternehmens dem Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen.

§ 10 Beendigung, Kündigung

(1) Das Arbeitsverhältnis kann von beiden Seiten mit einer Frist von vier Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats ordentlich gekündigt werden. Die verlängerten Kündigungsfristen nach zweijähriger oder längerer Betriebszugehörigkeit bemessen sich gemäß den gesetzliche Bestimmungen des
§ 622 BGB. 

Die Parteien vereinbaren ausdrücklich, dass auch innerhalb der Befristungszeit eine ordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses für beide Vertragsparteien möglich ist. 


(2) Während der vereinbarten Probezeit kann das Arbeitsverhältnis mit einer Frist von 14 Tagen gekündigt werden.


(3) Die Kündigung bedarf der Schriftform.

(4) Der Arbeitgeber ist berechtigt, den Mitarbeiter nach Ausspruch einer Kündigung bis zum Ablauf der Kündigungsfrist und darüber hinaus bis zum rechtskräftigen Abschluss eines Kündigungsschutzverfahrens unter Fortzahlung der Vergütung von der Arbeit freizustellen. Mit der Freistellung ist der noch offene Urlaub abgegolten.

(5) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, spätestens mit Ablauf des Monats in dem der Mitarbeiter die Regelaltersgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung erreicht hat
(§ 35 SGB VI).


(6) Das Arbeitsverhältnis endet ferner mit Ablauf des Monats, in dem ein Bescheid eines Rentenversicherungsträgers (Rentenbescheid) zugestellt wird, wonach der Mitarbeiter voll oder teilweise auf Dauer erwerbsgemindert ist. Der Mitarbeiter hat den Arbeitgeber bei Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich zu unterrichten. Beginnt die Rente erst nach der Zustellung des Rentenbescheids, endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehenden Tages. Liegt im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine nach § 93 SGB IX erforderliche Zustimmung des Integrationsamtes noch nicht vor, endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheides des Integrationsamtes. Das Arbeitsverhältnis endet nicht, wenn nach dem Bescheid des Rentenversicherungsträgers eine Rente auf Zeit gewährt wird. In diesem Fall ruht das Arbeitsverhältnis mit allen Rechten und Pflichten für den Zeitraum, für den eine Rente auf Zeit gewährt wird, jedoch nicht länger als bis zum Ablauf des Tages, an dem das Arbeitsverhältnis endet.

(7) Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet bzw. ruht das Arbeitsverhältnis nicht, wenn der Mitarbeiter nach seinem vom Rentenversicherungsträger festgestellten Leistungsvermögen auf seinem bisherigen oder einem anderen geeigneten und freien Arbeitsplatz weiterbeschäftigt werden könnte, soweit dringende betriebliche Gründe nicht entgegenstehen und der Mitarbeiter innerhalb von zwei Wochen nach Zugang des Rentenbescheids seine Weiterbeschäftigung schriftlich beantragt.

§ 11 Ausschlussfrist/Verfallfrist

(1) Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und solche, die mit diesem in Verbindung stehen, sind grundsätzlich umgehend nach Kenntnis, spätestens aber innerhalb von drei Monaten nach Fälligkeit schriftlich geltend zu machen. Ansprüche, die nicht innerhalb dieser Frist geltend gemacht werden, sind verfallen.


(2) Lehnt die andere Partei den Anspruch ab oder erklärt sie sich nicht innerhalb von drei Wochen nach der Geltendmachung des Anspruchs, so verfällt der Anspruch, wenn er nicht innerhalb von drei Monaten nach der Ablehnung oder dem Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird. Dies gilt auch für Zahlungsansprüche, die während eines Kündigungsschutzprozesses fällig werden oder von dessen Ausgang abhängen.


(3) Der Ausschluss nach den vorstehenden Ziffern gilt nicht, soweit ein Anspruch auf der Haftung wegen Vorsatz beruht.

§ 12 Besondere Vereinbarungen / Schlussbestimmung

(1) Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.

(2) Die Parteien vereinbaren ausdrücklich, dass auch innerhalb der Befristungszeit eine ordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses für beide Vertragsparteien möglich ist. 


(3) Die Parteien sind sich darüber einig, dass unter Berücksichtigung der Regelungen aus § 1 Abs. 4. dieses Vertrages eine Beschäftigung vollschichtig oder in Teilschichten an verschiedenen Arbeitsplätzen innerhalb des Gesamtbetriebes erfolgen kann.


(4) Der Mitarbeiter ist verpflichtet während seiner gesamten Arbeitszeit Ausweisedokumente (Personalausweis, Reisepass mit Meldebescheinigung) mitzuführen. Ebenso hat der Mitarbeiter auf Weisung des Arbeitsgebers seine Arbeitszeiten selbständig in der vom Betrieb geforderten Form zu dokumentieren. Fehlerhafte Aufzeichnungen können zur außerordentlichen Kündigung führen 


(5) Ergänzungen und Änderungen dieses Vertrags bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. Dies gilt nicht für individuelle Vertragsabreden i.S.v. § 305b BGB mit einem vertretungsbefugten Vertreter des Arbeitgebers. Im Übrigen kann das Formerfordernis nicht durch mündliche Vereinbarung, konkludentes Verhalten oder stillschweigend außer Kraft gesetzt werden. Auch die wiederholte Gewährung einer Leistung oder Vergünstigung begründet einen Rechtsanspruch für die Zukunft nur bei Beachtung der Schriftform (Ausschluss betrieblicher Übung).


(6) Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Die Parteien verpflichten sich, die unwirksame Bestimmung durch eine Vereinbarung zu ersetzen, die der unwirksamen Bestimmung in Interessenlage und Bedeutung möglichst nahe kommt. Entsprechendes gilt für den Fall, dass die Regelungen dieses Vertrages eine von den Vertragsparteien nicht beabsichtigte Lücke aufweisen.

(7) Der Mitarbeiter hat ein gleich lautendes Vertragsexemplar erhalten.

Ort, Datum
_____________________

_______________________________________

_____________________________

Arbeitgeber






Mitarbeiter

